
Seite 1

Fortsetzung von: Die Entstehung des Landes Rheinland-Pfalz

von Joachim Hennig

13. Folge: Die Vorläufige Landesregierung – II -

Erster Ministerpräsident des neu geschaffenen Landes Rheinland-Pfalz wurde – irrtümlich
nimmt man wegen dessen späterer Dominanz Peter Altmeier als solchen an – Dr. Wilhelm
Boden (1890-1961). In den letzten knapp zwei Jahren zuvor hatte der erfahrene und
kompetente Verwaltungsfachmann einen steilen Aufstieg genommen: Zunächst setzten ihn
die Franzosen als Landrat von Altenkirchen ein, dann als Regierungspräsidenten der
Bezirksregierung Koblenz, sodann wurde er Oberpräsident der Provinz Rheinland-Hessen-
Nassau und schließlich Vorsitzender der Gemischten Kommission.

Innenminister der ersten Landesregierung wurde der Sozialdemokrat Jakob Steffan (1888-
1957). Auch er hatte sich bei Aufbau des neu geschaffenen Landes bewährt, war
Polizeipräsident von Mainz gewesen, dann Regierungspräsident der Bezirksregierung
Rheinhessen und sodann Mitglied der Gemischten Kommission. Zudem sprach für Steffan
dessen standhaftes Verhalten und Verfolgung in der NS-Zeit. Ein zweiter Sozialdemokrat im
Kabinett war der schon in der Weimarer Republik aktiv gewesene Gewerkschafter und
Politiker Paul Röhle (1885-1958). Röhle, der nach dem Krieg bei der Bezirksregierung
Koblenz und dann als Präsidialdirektor beim Oberpräsidium Rheinland-Hessen-Pfalz tätig
war, wurde Arbeitsminister.

Die anderen Minister gehörten fast ausschließlich der CDP/CDU an. Justizminister wurde Dr.
Adolf Süsterhenn (1905-1974), zum Kultusminister ernannte man Ernst Albert Lotz (1887-
1948), Ernährungs- und Landwirtschaftsminister wurde der Pfälzer Oskar Stübinger (1910-
1988), Wirtschafts- und Finanzminister der weitere Pfälzer Hanns Haberer (1890-1967) und
Gesundheits- und Wohlfahrtsminister der Koblenzer Johann Junglas (1898-1963), Schwager
von Peter Altmeier.

Der einzige Kommunist in der Regierung war der Ludwigshafener Willy Feller (1905-1979).

Die Vorläufige Landesregierung. Ministerpräsident Dr. Wilhelm Boden (stehend),
v.r.n.l.: Innenminister Jakob Steffan, Justizminister Dr. Adolf Süsterhenn, Kultusminister Ernst Albert Lotz und

Wirtschafts- und Finanzminister Hanns Haberer.
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Diese Ernennungen hatten weitere Personalveränderungen zur Folge. Der zum Kultusminister
ernannte bisherige Präsident der Beratenden Landesversammlung Lotz konnte dieses Amt
nicht mehr ausüben. Sein Nachfolger an der Spitze der Beratenden Landesversammlung
wurde der langjährige Oberbürgermeister von Ludwigshafen Ludwig Reichert (CDU, 1894-
1957). Auch an der Spitze des Verfassungsausschusses der Beratenden Landesversammlung
gab es einen Wechsel. Nachdem deren Vorsitzender Dr. Süsterhenn zum Justizminister
ernannt worden war, übernahm der Jurist Ludwig Ritterspacher (CDU, 1883-1964) den
Vorsitz. Da man auf den Sachverstand Süsterhenns aber nicht (ganz) verzichten wollte, blieb
er im Ausschuss für Verfassungsfragen – als einfaches Mitglied.

Am 5. Dezember 1946 gab Ministerpräsident Boden seine Regierungserklärung vor der
Beratenden Landesversammlung ab. Er schloss sie mit den Worten:

„Es ist über 100 Jahre her, dass in Hambach in der Pfalz demokratisch gesinnte Männer aus
dem Westen und Süden Deutschlands zusammenkamen, von dem Wunsche erfüllt, dem Weg
des deutschen Volkes eine neue Richtung zu geben. Ihre Ziele und Ideale fassten sie in dem
Aufruf zusammen: ‚Hoch leben die vereinten Freistaaten Deutschlands! Hoch lebe die
conföderierte Republik Europas!’ Mich dünkt, dass heute die Zeit gekommen ist, dass wir uns
des Gedankengutes unserer einst in Hambach versammelten Vorfahren erinnern und an der
Verwirklichung ihrer Ideale arbeiten.“

Diesen hehren Worten konnte die provisorische Regierung aber keine großen Taten folgen
lassen. Zwar war sie befugt, Rechtsverordnungen mit Gesetzeskraft erlassen, aber ihr
Spielraum war sehr begrenzt. Denn dabei musste sie eine Vielzahl von Vorschriften des
Alliierten Kontrollrats sowie der französischen Militärregierung beachten. Auch traten die
Regelungen der Regierung erst in Kraft, nachdem sie vom französischen Generalgouverneur
Hettier de Boislambert gebilligt worden waren. Zudem standen angesichts der Zerstörung der
Städte, der der katastrophalen Ernährungs- und Versorgungslage andere Aufgaben auf der
Agenda als die Verwirklichung der Ideale von Hambach.

14. Folge: Der Verfassungsausschuss der Beratenden Landesversammlung

Auf der Grundlage des vom Verfassungsausschuss der Gemischten Kommission erarbeiteten
Verfassungsentwurfs, der der Gemischten Kommission am 31. Oktober 1946 vorgelegt und
der Beratenden Landesversammlung erst am 3. Dezember 1946 zugegangen war, nahm die
Versammlung dann die Verfassungsberatungen auf. Dazu bildete sie einen eigenen
Verfassungsausschuss, der aus 17 Mitgliedern bestand. Auch hier stellte die CDP/CDU mit 8
Mitgliedern die Mehrheit. Weitere 5 Mitglieder gehörten der SPD an, 3 den verschiedenen
kleinen liberalen Parteien und ein Mitglied, der Referendar André Hofer, war Vertreter der
KPD.

Der Verfassungsausschuss tagte in acht Sitzungen und an insgesamt 23 Tagen. Er
konstituierte sich am 18. Dezember 1946 und hielt seine letzte Sitzung am 23. April 1947 ab.
Zunächst trafen sich die Mitglieder in Bad Kreuznach, ab März 1947 dann in Koblenz. Seine
Arbeit stand unter ganz schwierigen äußeren Umständen und unter ganz erheblichem
Zeitdruck. Dieser ergab sich schon daraus, dass der französische Oberbefehlshaber in
Deutschland Armeegeneral Pierre-Marie Koenig am 17. April 1947 den Termin für die
Volksabstimmung über die Landesverfassung und die Wahl der Mitglieder des ersten
Landtags auf den 18. Mai 1947 festgesetzt hatte. Damit blieben den 17 Mitgliedern des
Verfassungsausschusses gerade einmal etwas mehr als vier Monate für ihre Arbeit.
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Der Redaktionsausschuss des Verfassungsausschusses an der Arbeit.
Die Mitglieder der Beratenden Landesversammlung (v.l.n.r.: Hubert Hermans (CDP/CDU), Ludwig

Ritterspacher (CDU, Vorsitzender) und Hans Hoffmann (SPD).
Stehend Verwaltungsmitarbeiter: Wilhelm Froitzheim (später Landtagsdirektor) und Frau Holst.

Im Laufe der Beratungen wurde das „Monumentalwerk“ komprimiert. Aus den zunächst 191
Artikeln wurden 144. Dabei gab es nicht nur redaktionelle, sondern auch einige inhaltliche
Änderungen. Gestrichen wurden etwa einige von Süsterhenn eingebaute christlich-
naturrechtliche Formulierungen und Bestimmungen, wie etwa das „natürliche Recht“ („Die
Gemeinden und Gemeindeverbände haben ein natürliches Recht auf Selbstverwaltung.“). Vor
allem wurden die beiden Staatsorgane Staatsrat und Staatspräsident ersatzlos gestrichen. Im
Mittelpunkt der Beratungen standen die Wirtschafts- und Sozialordnung sowie die
Schulfrage.

Die den Ausschuss und die Beratende Landesversammlung dominierende CDP/CDU war
einer Sozialisierung von Industriebetrieben nicht abgeneigt, wenn sie auch andere Akzente
setzte als die anderen Parteien. Grundlage der neuen Wirtschaftsordnung war für sie das als
Naturrecht herausgestellte Privateigentum und die Unternehmerinitiative. Vor dem
Hintergrund der nationalsozialistischen Kriegswirtschaft sah die CDP/CDU eine moderate
Sozialisierung monopolistischer Schlüsselindustrien, wie Kohle- und Erzbergbau, vor. Ihr
Ziel war eine Synthese zwischen der Freiheit des Einzelnen und dem Gemeinwohl, wobei sich
im Laufe der Zeit das Schwergewicht auf das Freiheitsrecht des Einzelnen verlagerte. Auch
einer – sozialverträglichen – Bodenreform war die CDP/CDU nicht abgeneigt.

Die Vorstellungen der SPD gingen wesentlich weiter. Nach ihr sollten die Baustoff- und
chemische Industrie – gerade auch die BASF – sowie insgesamt die Grundstoff- und
Schlüsselindustrien vergesellschaftet werden. An den Vorschlägen der CDP/CDU bemängelte
die SPD vor allem die verschwommenen Formulierungen. Sie befürchtete, dass in
wirtschaftlich besseren Zeiten die „Industriebarone und Großgrundbesitzer“ wieder glauben,
dass ihr Weizen blüht“. Die KPD sah in der „monopolistischen Wirtschaft (…) die Geißel der
Menschheit“, die nur durch eine tiefgreifende Umgestaltung der Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung beseitigt werden könne. Dabei sei die Überführung der Schlüssel- und
Grundstoffindustrien in Staatseigentum die Voraussetzung zur Verwirklichung einer „realen
Demokratie“. Die dem Prinzip der Freiheit verpflichteten Liberalen lehnten jegliche
sozialistischen Experimente in der Wirtschaft ab, befürworteten aber soziale Hilfsmaßnahmen
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zugunsten der Arbeit und verlangten von den Unternehmern ein soziales
Verantwortungsgefühl für ihre Belegschaft.

Ein weiterer bedeutender Streitpunkt war die Neuordnung des Schulwesens. Dabei ging es um
die Ausrichtung der Volksschule (heute Grund- und Hauptschule bzw. Realschule plus) und –
als deren Folge – um die Lehrerausbildung. Zwei Modelle konkurrierten miteinander: die
christliche Schule mit konfessioneller Ausrichtung oder die „laizistische“, religiös eine
wertneutrale Haltung einnehmende Schule. Kurz gesagt ging es um die Frage Konfessions-
oder Simultanschule. Daran schloss sich als Folgeproblem die Frage nach der Gestaltung der
Lehrerausbildung an. Auf der Grundlage der christlichen Soziallehre und des für sie
maßgeblichen Elternwillens beharrte die CDP/CDU auf der Konfessionsschule. Die SPD
befürwortete demgegenüber die Simultanschule. Die KPD verlangte eine absolute Trennung
von Kirche und Staat und dementsprechend auch von Schule und Kirche. Sie lehnte sogar
Religion als ordentliches Lehrfach ab und wollte die religiöse Unterweisung dem Elternhaus
und den Religionsgemeinschaften als private Veranstaltung überlassen.

Als dann am 23. April 1947 die letzte Sitzung des Verfassungsausschusses stattfand, hatten
sich bereits die Mitglieder der Beratenden Landesversammlung zur abschließenden
Plenardebatte im Hotel „Rittersturz“ auf der Rheinhöhe bei Koblenz eingefunden.

Tagungsort der Beratenden Landesversammlung bei ihrer Abstimmung über den Verfassungsentwurf:
Das Hotel „Rittersturz“ über dem Rhein nahe Koblenz.

Die Debatte eröffnete der Präsident der Beratenden Landesversammlung Reichert (CDU)
voller Hoffnung:

„Wir sind aus den Trümmern der zerstörten Stadt Koblenz aufgestiegen auf einen lichten
Berggipfel. Das zarte Frühlingsgrün des Waldes umgibt uns. Der Bann eines schweren und
auch für uns opferreichen Winters ist gebrochen. Eine glanzvolle majestätische Landschaft
hält unsere Blicke gefangen. Der Rhein, ein Strom des deutschen und des europäischen
Schicksals, liegt uns zu Füßen. Wir sehen vor uns eine Brücke, deren Glieder sich wieder
zusammenfügen wollen. Die grausamen Wunden der Stadt Koblenz lassen uns an alle
zerstörten Städte und Dörfer unserer Heimat und des ganzen deutschen Vaterlandes denken.
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Vor unseren sinnenden Blicken erscheint das ganze Land Rheinland-Pfalz mit seinen Flüssen,
Bergen und Fluren, seinen Domen und Kulturstätten eingebettet in das deutsche Land, im
Glanze des Frühlings, aber auch im Leide und in Hoffnungen seiner Menschen, im Lichte
seiner zweitausendjährigen Geschichte.“

Reichert forderte die Abgeordneten auf, trotz aller „widerstrebenden politischen
Auseinandersetzungen“ die Beratungen „in würdiger Form“ fortzusetzen, „so dass auch die
Öffentlichkeit die Überzeugung gewinnen kann, sie seien des Ernstes der Stunde und der
Forderungen der Notzeit bewusst gewesen.“

So kam es aber nicht. Das Klima verschlechterte sich zusehends. Das lag auch daran, dass die
Minderheitsfraktionen ihre Änderungswünsche zu einzelnen Bestimmungen praktisch nicht in
den Verfassungsentwurf einbringen konnten. Die KPD hatte mit keinem ihrer 30 Anträge
Erfolg. Genauso ging es den Liberalen mit ihren sieben Anträgen. Und die SPD drang gerade
mit einem einzigen ihrer 19 Änderungsanträge durch. Der Verfassungsentwurf wurde
schließlich mit der erwarteten sicheren Mehrheit von Christdemokraten und Liberalen
angenommen. 70 Mitglieder stimmten mit Ja, 31 mit Nein. Bemerkenswert war dabei, dass 26
Abgeordnete an dieser wichtigen Abstimmung nicht teilnahmen.

Bis in die Abendstunden des 25. April 1947 rangen die Fraktionen in Gesprächen darum, die
Meinungsverschiedenheiten doch noch auszuräumen und zu einer gemeinsamen Annahme der
Verfassung zu gelangen. Alle Bemühungen waren aber vergebens.

Vor der Abstimmung erklärte der Fraktionsvorsitzende der SPD Hoffmann, „ihre positive
Mitarbeit bei der Ausarbeitung der Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz (habe) in
wesentlichem Punkten – insbesondere in den Fragen der Wirtschaftsorganisation und der von
ihr gewünschten christlichen Gemeinschaftsschule – nicht zu befriedigenden Ergebnissen
geführt“. Tieferer Grund war für die SPD die Ablehnung des Landes Rheinland-Pfalz
überhaupt, d.h. dessen Enge und Regionalität angesichts der großen Probleme in Deutschland
insgesamt, weil – wie Hoffmann es formulierte - „Zonen bedingte und Zonen begrenzte
staatsrechtliche Lösungen der innerdeutschen Schwierigkeiten, vor allem den Ernährungs-
und Wirtschaftsaufbau, nicht erleichtern, sondern verschärfen“. Die SPD lehnte es ab, „mit
der Annahme der Verfassung die konstitutionelle Bestätigung eines Zustandes auszusprechen,
der nicht den Interessen des Volkes dient“. Der Vorsitzende der CDP/CDU-Fraktion Peter
Altmeier erwiderte dazu, dass das Land auch für seine Fraktion keinen „Ewigkeitswert“ habe,
zurzeit aber eine „politische Tatsache“ darstelle, „die auch eine Rechtsgrundlage in Form
einer Verfassung“ brauche.

Die namentliche Schlussabstimmung spiegelte dann diese unterschiedlichen Einschätzungen
wider. An ihr nahmen von den 127 Abgeordneten überhaupt nur 101 teil. Bis auf die
Liberalen gehörten die 26 Fernbleibenden allen Fraktionen an, die meisten der SPD. Von den
101 anwesenden Abgeordneten stimmten 70 für die Annahme der Verfassung, 31 dagegen.
Die Nein-Stimmen kamen von der SPD und der KPD.

Nach diesem ernüchternden Ergebnis entließ der Präsident der Beratenden
Landesversammlung die Abgeordneten mit den Worten:

„Der Landtag hat mit seiner Abstimmung seiner Aufgabe genügt. (…) Die Verfassung ist
beschlossen. Es liegt nun am Volk von Rheinland-Pfalz zu entscheiden, ob diese Verfassung
Grundgesetz (sic!) des neuen Staates werden soll. (…) Sie gehen jetzt in die Wahl. Möchten
Sie doch im Wahlkampf ihre Zusammenarbeit hier im Landtag nicht vergessen. Und möchten
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Sie auch daran denken, dass Sie in Zukunft im Landtag wieder zusammenarbeiten werden und
ihre Kraft vielfältigen Aufgaben zuwenden müssen.“

15. Folge: Abstimmungen und Wahl am 18. Mai 1947

Die Ausgangslage für diese grundlegenden Entscheidungen des rheinland-pfälzischen Volkes
war schwierig. Denn den noch sehr jungen und sich nach der Nazidiktatur erst noch findenden
politischen Parteien und den Politikern blieben gerade etwas mehr als drei Wochen Zeit für
die Vorbereitungen und den Wahlkampf zu den Abstimmungen.

Erschwerend kam hinzu, dass die Verfassung schon in der Beratenden Landesversammlung
und zwischen den Parteien umstritten war. Gerade einmal 55 Prozent der Mitglieder der
Versammlung hatten für die vom eigenen Ausschuss erarbeitete Verfassung gestimmt. Da war
es keine leichte Aufgabe, die Bevölkerung, die ohnehin erst zuletzt von den Beratungen
Kenntnis genommen hatte, für die Urnengänge zu gewinnen. Treffend sprach der Präsident
der Beratenden Landesversammlung von „der Suche einer Verfassung nach ihrem Volk“.

Die Parteien, die vor allem diese Aufgabe lösen mussten, hatten sich zudem erst ein gutes
Jahr zuvor (wieder)gegründet und waren hinsichtlich ihrer Programmatik und Organisation
längst nicht so bekannt und etabliert wie heute. Es war dann die katholische Kirche, die ihre
Gläubigen für die Annahme der christlichsten Verfassung, die es in Deutschland je gegeben
hat, mobilisierte. Die Bischöfe predigten von einer „Stimmpflicht“ und forderten direkt dazu
auf, für die Verfassung einzutreten und den Schulartikeln zuzustimmen.

Die kontrovers diskutierten Schulartikel sorgten sogar für eine separate Abstimmung. So
standen am 18. Mai 1947 außer der Wahl zum 1. Landtag zwei Abstimmungen an: eine
Abstimmung über die Verfassung als solche (ohne die Schulfrage) und eine zweite
Abstimmung allein über die Schulartikel der Verfassung.

Die Abstimmungen am 18. Mai 1947 fielen denkbar knapp aus. An ihr beteiligten sich 77,8
Prozent der ca. 1,6 Millionen Wahlberechtigten. Ein beachtlicher Teil der Stimmen, nämlich
14,4 bei der Verfassung und gar 18,2 Prozent bei den Schulartikeln, waren ungültig. Von den
gültigen Stimmen sprachen sich 53 Prozent für die Verfassung und 52,4 Prozent für die
Formulierung der Schulartikel im Sinne der CDP/CDU aus. Bemerkenswert war nicht nur
dieses knappe Ergebnis, sondern auch die unterschiedliche regionale Stimmabgabe.

Volksabstimmung am 18. Mai 1947 über die Verfassung im Allgemeinen und gesondert über die Schulartikel.
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Im damaligen Regierungsbezirk Koblenz stimmten 61,3 Prozent für die Verfassung und 65
Prozent für die Schulartikel. Im ehemaligen Regierungsbezirk Montabaur gab es ein ähnliches
Ergebnis. Der frühere Regierungsbezirk Trier war Spitze mit 76,5 Prozent Ja-Stimmen für die
Verfassung und 82,8 Prozent für die Schulartikel. Nach Süden hin nahm die Zustimmung
deutlich ab. Im damaligen Regierungsbezirk Rheinhessen gab es für die Verfassung nur 46,8
Prozent Ja-Stimmen und für die Schulartikel gar nur 33 Prozent. Im früheren
Regierungsbezirk Pfalz waren es sogar nur 40,3 Prozent Ja-Stimmen für die Verfassung und
36,8 Prozent für die Schulartikel. Unter Berücksichtigung der Nichtwähler und der ungültigen
Stimmen hatte damals nur ein Drittel der Rheinland-Pfälzer der Verfassung zugestimmt – und
diese lebten zudem überwiegend im Norden und nicht im Süden des gerade gegründeten
neuen Landes Rheinland-Pfalz.

Am selben Tag, dem 18. Mai 1947, wählten die Rheinland-Pfälzer ihr erstes Parlament. Die
rund 1,6 Millionen Wahlberechtigten bestimmten – nach einer Nachwahl - 101 Abgeordnete.
Bei einer Wahlbeteiligung von 77,9 Prozent erhielt die CDP/CDU 47,2 Prozent der Stimmen,
die SPD 34,4 Prozent, die KPD 8,7 Prozent und die liberalen Parteien LP und SV zusammen
9,7 Prozent. Auch hier war der Anteil der ungültigen Stimmen mit 10,6 Prozent sehr hoch.
Danach entfielen auf die CDU 48, auf die SPD 34, auf die KPD 8, auf die LP 7 und auf die
SV 4 Mandate. Bemerkenswert war auch die „Frauenquote“. Nur acht Frauen gehörten dem 1.
Landtag an.

Mit dem 18. Mai 1947 ging der knapp neunmonatige – von der Verkündung der Verordnung
Nr. 57 vom 30. August 1946 gerechnet - Gründungsprozess des Landes Rheinland-Pfalz zu
Ende. Es war ein kurzer, aber schwieriger Weg. Dieser Weg wurde nach der Wahl nicht
leichter. Die Anfänge unseres Landes blieben schwierig.

Das begann schon mit der konstituierenden Sitzung des Landtages am 4. Juni 1947.
Allerdings war es aus stadtgeschichtlicher Sicht für Koblenz die interessanteste Zeit. Denn die
erste Sitzung des Landtages fand hier in Koblenz, im großen Saal des Rathauses statt, ebenso
war es bei den weiteren Sitzungen bis zum 19. August 1948.

Plenarsitzung des Landtags im Sitzungssaal des Koblenzer Rathauses.
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Danach zog der Landtag in das Vereinshaus des katholischen Lesevereins, in das sog.
Görreshaus, um. Dort tagte der Landtag bis zum Ende der 1. Wahlperiode, bis zum 30. März
1951. Dann – inzwischen war das zerstörte Deutschhaus in Mainz wieder aufgebaut –
verlegte der Landtag seinen Sitz von Koblenz nach Mainz und tagte am 18. Mai 1951 – drei
Jahre später – erstmals in der Landeshauptstadt Mainz.

Die konstituierende Sitzung des Landtages im großen Rathaussaal in Koblenz war kein guter
Start. Schon die erste Aufgabe des neu gewählten Landtages, die Wahl des
Ministerpräsidenten, gelang zunächst nicht. Zur Wahl stellte sich Dr. Wilhelm Boden (CDU),
der schon von der französischen Besatzung zum Ministerpräsidenten der Vorläufigen
Regierung ernannt worden war. Boden fand im Landtag aber keine Mehrheit. Die SPD
votierte gegen ihn. Einer von mehreren Kritikpunkten war für sie, dass sich Boden in einem
Brief an die Militärregierung gegen die Aufnahme von Flüchtlingen aus dem Osten
ausgesprochen hatte – um, so Bodens Argument, die homogene katholische Struktur des
nördlichen Rheinland-Pfalz nicht zu gefährden. Die CDU wiederum wollte den bisherigen
Innenminister Jakob Steffan (SPD) nicht mehr im Amt sehen. Er hatte sich mit einer von der
CDU so gesehenen Ämterpatronage und mit der Ablehnung der Verfassung als Innenminister
(und damit als „Verfassungsminister“) disqualifiziert. So kam es, dass Boden im ersten
Wahlgang als Ministerpräsident durchfiel und im zweiten Anlauf zwar zum
Ministerpräsidenten gewählt wurde, es ihm anschließend aber nicht gelang, dem Landtag ein
mehrheitsfähiges Kabinett zu präsentieren.

Diese erste Krise des jungen Landes endete mit dem Rücktritt Dr. Bodens als
Ministerpräsidenten, der Wahl des bisherigen CDU-Fraktionsvorsitzenden Peter Altmeier
zum zweiten Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz und der Bildung eines
Allparteienkabinetts unter seiner Führung.

Diese Anfangsschwierigkeiten beim Start unseres Landes Rheinland-Pfalz sind fast vergessen
und uns Heutigen fern. Sie können und sollten uns bei den Feierlichkeiten zum 75.
„Geburtstag“ unseres Landes aber daran erinnern, welchen weiten Weg wir in dieser Zeit
gegangen sind und uns Schwung und Mut machen für die Zukunft. Wie hatte der
Oberregierungspräsident der unmittelbar nach der Befreiung gebildeten Provinz Mittelrhein-
Saar Dr. Hermann Heimerich (1885-1963) ganz am Anfang dieses Weges den Bewohnern des
Landes zugerufen: „Packt an! Habt Zuversicht! Wir brauchen alle, die reine Gesinnung und
guten Willen haben!“


